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SPRUCH 

Es gab nie einen guten Krieg oder einen schlechten 

Frieden. 

Benjamin Franklin; 1706 – 1790, amerikanischer Staatsmann und Philosoph 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Entgelt bei vom Arbeitgeber angeord-
neter Quarantäne 
  

Ein Arbeitgeber kann zum Schutz seiner Beschäftigten 
vor einer Infektion mit dem Corona-Virus die Art und 
Weise der Arbeitserbringung regeln, und zwar auch 
mit der Folge, dass derjenige Arbeitnehmer, der nicht 
bereit ist, seine Arbeitsleistung entsprechend der Fest-
legung zu erbringen, mittelbar seinen Entgeltanspruch 
verliert. 
 
In einem vom Landesarbeitsgericht Berlin-Branden-
burg entschiedenen Fall hatte ein Arbeitgeber über 
eine Mitarbeiterinformation angeordnet, dass sich Ar-
beitnehmer, die ihren Urlaub in einem Risikogebiet 
verbringen, unverzüglich nach der Einreise auf direk-
tem Weg in die eigene Wohnung begeben und sich 
dort, für einen Zeitraum von 14 Tagen nach der Ein-
reise, ständig aufhalten müssen. Weiter stand in der 
Mitteilung: Sie verlieren für die Zeit einer Quarantäne, 
wie auch einer tatsächlichen COVID-19-Erkankung 
ihre Lohnfortzahlungsansprüche. 
 
 

 
 



 

 

Die Regelung ging zu weit. Die Anordnung des Arbeit-
gebers durch das Hygienekonzept begründet anders 
als staatlich angeordnete Quarantänepflicht kein 
rechtliches Unvermögen. Nach dem Wortlaut des Hy-
gienekonzepts „Rückkehrer aus Risikogebieten bleiben 
14 Tage zu Hause“ ist kein reines Betretungsverbot 
des Betriebs, sondern mit einer Pflicht, „zu Hause zu 
bleiben“, eine Quarantänepflicht angeordnet, für die 
der Arbeitgeber ersichtlich keine Regelungskompetenz 
hatte. 

 
Familienrecht/Erbrecht 
 
Unterhaltspflicht bei mehrstufiger Ausbil-
dung 
  

Kinder haben grundsätzlich nur Anspruch auf eine 
Ausbildung, nicht auf mehrere. Haben Eltern die ihnen 
obliegende Pflicht, ihrem Kind eine angemessene Aus-
bildung zu gewähren, erfüllt und hat es den üblichen 
Abschluss seiner Ausbildung erlangt, sind sie ihrer Un-
terhaltspflicht in ausreichender Weise nachgekom-
men. Sie sind unter diesen Umständen grundsätzlich 
nicht verpflichtet, noch eine weitere zweite Ausbil-
dung zu finanzieren. 
 
Ein Anspruch auf Ausbildungsunterhalt kann aber aus-
nahmsweise auch dann in Betracht kommen, wenn 
die weitere Ausbildung als eine bloße Weiterbildung 
anzusehen ist und diese von vornherein angestrebt 
war. Dann haben die Eltern ihre Verpflichtung erst er-
füllt, wenn die geplante Ausbildung insgesamt been-
det ist. Im Falle von Ausbildung und anschließendem 
Studium erfordert dieser Anspruch einen engen sachli-
chen Zusammenhang. 
 
Dazu entschieden die Richter des Hanseatischen 
Oberlandesgerichts Bremen, dass eine Ausbildung 
zum Bauzeichner mit anschließendem Architekturstu-
dium in engem sachlichen Zusammenhang steht und 
unterhaltsrechtlich als eine (mehrstufige) Ausbildung 
im vorgenannten Sinne anzusehen ist und somit Un-
terhaltspflicht besteht. 



 

 

 
Sonstiges 
 

Kein Schmerzensgeld für Quarantäne 
  

In den letzten beiden Jahren wurde vielfach Quaran-
täne für Bürger angeordnet, die Kontakt zu Coronain-
fizierten Personen hatten, auch wenn bei ihnen selbst 
keine Krankheitssymptome vorlagen. 
 
In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) am 
30.3.2022 entschiedenen Fall hatte ein Landkreis zu-
nächst für eine Mutter, deren unmittelbare Arbeitskol-
legin ein positives PCR-Testergebnis erhalten hatte, 
Quarantäne angeordnet, nach einem positiven PCR-
Test der Mutter auch für den Vater und die beiden 
Kinder. Die Familie begehrte später Schmerzensgeld. 
Sie argumentierte, dass es für die Quarantäne-Anord-
nung keine gültige Rechtsgrundlage gab, die PCR-
Methode zudem ungeeignet war und die Quarantäne 
unter anderem zu sozialen Einschränkungen und psy-
chischen Belastungen geführt hatte. In einem zweiten 
Fall vor dem OLG argumentierte eine Lehrerin ähnlich. 
 
Die Richter des OLG wiesen in beiden Fällen darauf 
hin, dass es sich bei einer Quarantäneanordnung nicht 
um eine Freiheitsentziehung, sondern nur um eine 
Freiheitsbeschränkung handelte. Diese rechtmäßige 
Maßnahme verlangte den Betroffenen ein zwar spür-
bares, angesichts der schwerwiegenden Gefahren für 
die Gesellschaft insgesamt aber geringfügiges Opfer 
zugunsten der Gemeinschaft ab, das ohnehin weder 
unter Ausgleichs- noch unter Genugtuungsaspekten 
einen Schmerzensgeldanspruch rechtfertigen kann. 
 
  


